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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für 
die 102. und 104. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, den 17. Februar 1960, 
und Freitag, den 19. Februar 1960 


Geschäftsbereich des Presse- und Informationsamts 
der Bundesregierung 


Abgeordneter 

Schneider 

(Bremerhaven) 


\¥erden die sogenannten Meinungsforsch iings- 
institute (Allensbach, Emnid u. a.) in ihrer 
Arbeit aus Mitteln der Bundesregierung unter- 
stützt, und gegebenenfalls in welchem Um- 
lange? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


Abgeordneter 

Schneider 

(Bremerhaven) 


Wie beurteilt der Herr Bundesaußenminister 
die Aussichten auf die Rückgabe des deut- 
schen Vermögens in den Vereinigten Staaten 
von Amerika, und welche Schritte kann die 
Bundesregierung unternehmen, um in dieser 
Frage die deutschen Interessen noch nach- 
drücklichc'r zu vertreten? 


Abgeordneter 

Schneider 

(Bremerhaven) 


Abgeordneter 

Schmitt 

(Vockenhausen) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in ame- 
rikanischen und kanadischen Fernsehprogram- 
men nach wie vor Hetzfilme mit antideutscher 
Tendenz gezeigt werden, die ständig die 
freundschaftlichen Beziehungen der Bundes- 
republik zu diesen Ländern zu untergraben 
versuchen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß vor 
allem die deutsch-amerikanische Bevölkerung 
ihrem Unmut über diese Hetzfilme in em- 
pörten Leserbriefen an die Tageszeitungen 
Luft macht, und welche Schritte kann die Bun- 
desregierung bei den genannten Staaten 
unternehmen, um die weitere politische Brun- 
nenvergiftung verhindern zu helfen? 

Trifft die Pressemeldung zu, wonach der von 
New York nach Bonn versetzte Konsul Karl 
Julius Hoffmann in New York eine Abend- 
gesellschaft gegeben hat, zu der er auch den 
früheren Konsul Hans von Saucken eingeladen 
hat? Ist es richtig, daß von Saucken nach den 
Worten der deutschsprachigen New Yorker 
Staatszeitung dort „gefeiert" wurde? 
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Abgeordnete 

Frau Dr. Hubert 


Abgeordneter 

Dr. Bücher 


Abgeordneter 

Lohmar 


Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung, falls diese Meldungen zutreffen, 
gegen Konsul Hoffmann und andere Verant- 
wortliche zu ergreifen? 

Sind mehr als 11 Monate der „übliche Zeit- 
raum" für die Herstellung einer Kabinetts- 
vorlage und der entsprechenden Drucksachen? 

Wann wird das Europäische Übereinkommen 
zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten, 
das entsprechend der Erklärung des Bundes- 
ministers des Auswärtigen vom 25. Februar 
1959 „unverzüglich" den gesetzgebenden Kör- 
perschaften zugeleitet werden sollte, dem 
Bundestag vorgelegt werden? 

Wann gedenkt die Bundesregierung die deut- 
sche Botschaft in Paris wieder mit einem 
aktionsfähigen Botschafter zu besetzen? 

Teilt die Bundesregierung die in der außen- 
politischen Debatte des Bundestages am 
10. Februar vorgetragene Meinung des Ab- 
geordneten Gradl, daß es für christlich-demo- 
kratische Abgeordnete — also auch für den 
Herrn Bundeskanzler — beleidigend sei, zu 
unterstellen, daß sie eine solche Auffassung 
haben könnten, wie sie von dem Publizisten 
Schlamm vertreten wird, wonach die Sowjet- 
union die 1944/45 von ihr besetzten Gebiete 
freigeben würde, wenn man sie zu diesem 
Zwecke mit dem Atomkrieg bedrohe? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


Abgeordneter 

Dr. Werber 


Abgeordneter 

Lohmar 


Ist es richtig, daß die Zahl der oft verwahr- 
losten, als nicht seßhaft Registrierten jeden 
Alters und beiderlei Geschlechts, daruiitci' 
viele Asoziale und Suchtgefährdete, die aul 
den Straßen der Bundesrepublik umherziehen, 
auf 300 000 geschätzt wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß den 
örtlich unterstützenden Behörden, den carita- 
tiven Verbänden, den unablässig überlaufenen 
Pfarrhäusern und Familien das Almosengeben 
angesichts des unsteten Wandels dieser Men- 
schen und der ständig wachsenden Gefährdung 
sinnlos und sogar gefährlich erscheinen muß? 

Genügt die bisherige Gesetzgebung in Bund 
und Ländern zur Besserung dieses Problems? 

Welche Erfahrungen sind mit der Wander- 
karte, in die bereits erhaltene Unterstützun- 
gen eingetragen werden, gemacht worden? 

Teilt die Bundesregierung die in der außen- 
politischen Debatte des Bundestages am 
10. Februar von dem Abgeordneten Erler ver- 
tretene Meinung, daß die Tätigkeit des Publi- 
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zisten Schlamm in der Bundesrepublik unter 
den Artikel 26 Abs. 1 des Grundgesetzes fällt, 
der lautet: 

„Handlungen, die geeignet sind und in der 
Absicht vorgenommen werden, das friedliche 
Zusammenleben der Völker zu stören, insbe- 
sondere die Führung eines Angriffskrieges 
vorzubereiten, sind verfassungswidrig. Sie 
Sind unter Strafe zu stellen."' ? 


Abgeordneter Macht die Bundesregierung oder ein Bundes- 

Dr. Arndt ministerium Entscheidungen, Planungen, Lei- 

stungen oder Aufträge, von denen die bayeri- 
sche Landeshauptstadt München unmittelbar 
oder mittelbar einen Vorteil oder eine Hilfe 
hätte, davon abhängig, daß der Kandidat der 
Christlich Sozialen Union, Herr Dr. Josef 
Müller, ziim Oberbürgermeister gewählt wird? 

Haben cimtliche Stellen des Bundes darüber 
mit Herrn Dr. Müller Besprechungen geführt 
oder ihm lür den Fall seiner Wahl eine 
besondere Hilfeleistung zugunsten von Mün- 
chen in Aussicht gestellt oder zugesagt, die 
nicht auch gewährt würde, wenn der Kandidat 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, 
Herr Dr. Vogel, gewählt wird? 

Wird sich die Bundesregierung in keiner 
Weise davon beeinflussen lassen, wer Ober- 
bürgermeister von Vlünchen wird, sondern bei 
allen ihren Maßnahmen, die der Stadt Mün- 
chen zugute kommen, im Hinblick auf die Ar- 
tikel 64 Abs. 2 und 56 CG sich ausschließlich 
von sachlichen Erwägungen und dem Wunsch 
leiten lassen, München als die Hauptstadt 
Bayerns zu fördern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


Abgeordneter 

Schmitt 

(Vockenhausen) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeiten folgender in der Tageszeitung „Die 
Welt" vom 2. Januar 1960 auf Seite 13 er- 
schienener Anzeige: 

„Fast völlige Steuer-Freiheit durch Abwick- 
lung ü. Vaduz. Seriöse AG., ohne Aktiva u. 
Passiva, mit sehr günstiger Steuerpauschale z. 
verk. Nur ser. Ang. unter PL 20 181 Welt, 
Frankfurt." ? 


Abgeordneter Welche Stellung bezieht die Bundesregierung 

Ludwig zur Notiz des „Evangelischen Sonntagsblattes" 

vom 17. Januar 1960, in Bonn sei man nach 
einer Behauptung des französischen Kriegs- 
ministeriums damit einverstanden gewesen, 
daß in Kaiserslautern rund 350 deutschen Ar- 
beitern des französischen Militärbctriebs BRM 
zum Jahresende 1959 in der Absicht gekündigt 
worden sei, die im Januar 1960 fällige „Treue- 
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Prämie'' von 5 v.H. des Bruttoverdienstes aus 
fünfjähriger Tätigkeit als Militärbediensteter 
Frankreichs zu umgehen? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für Wirtschaft 


Abgeordneter Sind die Nachrichten zutreffend, daß die Bun- 

Dr. Ratzel desregierung beabsichtigt, mit Bundesmitteln 

den Ausbau eines Ferngasnetzes zu fördern? 

Wenn ja, welches sind die Motive für dieses 
Vorhaben? 

Warum hat dann die Bundesregierung kürz- 
lich die beiden ehemaligen „Reichsleitungen" 
Ludwigshafen— Worms und Rüsselsheim — 
Mannheim veräußert? 

Abgeordneter Wie weit sind die ministeriellen Vorarbeiten 

Bauer (Würzburg) zur Vorlage eines Bundeswaffengesetzes für 

den zivilen Bereich — Bestimmungen hinsicht- 
lich Flerstellung und Vertrieb von Waffen 
sowie Kontrolle der Waffengeschäfte — ■ ge- 
diehen? 

Wird die Bundesregierung den Gesetzentwurf 
noch so rechtzeitig vorlegen, daß er in der 
laufenden Legislaturperiode von den gesetz- 
gebenden Körperschaften verabschiedet wer- 
den kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Abgeordneter Ist dem Bundesministerium für Ernährung, 

Dr. Bechert Landwirtschaft und Forsten bekannt, daß das 

in Freibanken an die Bevölkerung verkaufte 
Fleisch zu etwa 75 v.H. von kranken, meist 
tuberkulösen Tieren stammt, und daß die 
Kaufenden nur durch Schilder wie etwa „Wir 
bitten, das Fleisch in gut durchkochtem Zu- 
stand zu verwenden" gemahnt, aber nicht 
wirklich darüber belehrt werden, daß es sich 
meist um tuberkulöses Fleisch handelt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zur Auf- 
klärung der Bevölkerung zu tun? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 

Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 

Seidel (Fürth) Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 

beitslosenversicherung noch 24 Millionen Kar- 
teikarten aus der Zeit vor 1945 vorhanden 
sind und heute noch weitergeführt werden? 
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Abgeordneter 

Jahn (Marburg) 


Geschäftsbereich 


Abgeordneter 

Hansing 


Abgeordneter 

Dr. Bücher 


Abgeordneter 

Bauer (Würzburg) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Selbstverwaltungsorgane der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung einstimmig beschlossen haben, diese 
Kartei aufzugeben und daß nur das Bundesar- 
beitsministerium dagegen Einspruch erhoben 
hat? 

Billigt die Bundesregierung den Einsprudi 
des Bundesarbeitsministeriums? Wenn ja, 
welchem Zweck soll die Kartei nodi dienen, 
und auf welcher rechtlichen Grundlage stützt 
sidi die Aufrechterhaltung der Kartei aus 
der Nazizeit? 

Hat der Herr Bundesarbeitsminister die Wei- 
sung erteilt, Urteile, denen er nicht zustim- 
men könne, künftig nicht mehr im Bundes- 
versorgungsblatt zu veröffentlichen? 

Falls die Frage bejaht werden muß: Ist der 
Herr Bundesminister der Auffassung, daß eine 
derartige Verfahrensweise sich mit dem 
Grundgesetz vereinbaren läßt? 

Womit will der Herr Bundesminister den 
Vorrang der Verwaltung vor der rechtspre- 
chenden Gewalt rechtfertigen? 


des Bundesministers für Verteidigung 


Weiß die Bundesregierung, daß die weiblichen 
Beschäftigten bei der Standortverwaltung Bre- 
men der Bundeswehr seit über einem Jahr 
auf eine Bezahlung ihrer Hausarbeitstage, die 
sie in der Zeit vom 1. Januar bis 30. Novem- 
ber 1958 nicht erhalten haben, warten? 

Ist es richtig, daß bei den kürzlich abgeschlos- 
senen Manövern in der Oberpfalz, die unter 
dem Stichwort „Winterschild" liefen, sehr 
viele Verkehrsunfälle sich ereigneten, bei 
denen unter anderem vier Zivilpersonen ge- 
tötet und dreißig verletzt wurden? Worauf 
sind diese Verkehrsunfälle, falls die Meldung 
zutreffend ist, zurückzuführen, und wie ge- 
denkt die Bundesregierung dafür vorzusorgen, 
daß Ähnliches sich nicht wiederholt? 

Ist die Meldung richtig, daß gegen den frühe- 
ren Adjutanten des Inspekteurs der Luftwaffe, 
Gliga, nach Bekanntwerden der von ihm zu 
seiner Person gemachten vielfachen Falsch- 
angaben weder eine Mitteilung an die Staats- 
anwaltschaft erfolgt ist noch ein Disziplinar- 
verfahren eingeleitet wurde, und trifft es zu, 
daß im Bundesverteidigungsministerium von 
strafrechtlicher Verfolgung bzw. disziplinar- 
rechtlicher Ahndung abgesehen wurde, weil 
kein materieller Schaden entstanden sei? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 


Abgeordneter Sind die Befürchtungen berechtigt, daß durch 

Brück die vorgesehene Einplanung der Buridesstraße 

55 im Raum Köln der Königsforst stark in 
Mitleidenschaft gezogen wird, der doch in ab- 
sehbarer Zeit Naturschutzpark werden soll? 

Abgeordneter Welche Linienführung ist für die Umgehungs- 

Brück Straße von Bensberg zur B 55 vorgesehen? 

Abgeordneter Zu welchen Ergebnissen ist der Herr Bundes- 

Schmitt verkehrsminister bei der Prüfung der Vor- 

(Vockenhausen) schlage über die Einführung von Parkscheiben 

gekommen? 

Ist dem Bundesverkehrsministerium bekannt, 
wieviel Unfälle mit Sach- und Personenscha- 
den sich auf der Autobahn Frankfurt — Mann- 
heim und Mannheim — Fleidelberg in den ver- 
gangenen Jahren ereigneten? 

Welches sind die hauptsächlichsten Ursachen, 
und in welchem Verhältnis stehen diese Un- 
fälle zu den Unfällen anderer Autobahn- 
strecken? 

Was wurde getan, und was ist geplant, um die 
Autobahn Frankfurt — Mannheim und Mann- 
heim — Heidelberg unfallsicherer zu machen 
und für die Zukunft möglichst zu entlasten? 

Ist die Einrichtung der 1. Klasse im Flugver- 
kehr zwischen Berlin und dem Bundesgebiet, 
die eine Fluggesellschaft vor einigen Wochen 
cingeführt hat, im Einverständnis mit dem 
Bundesverkehrsministerium erfolgt, oder hat 
das Bundesverkehrsministerium Bemühungen 
oingoleitet, die darauf abzielen, im Flugver- 
kehr mit Berlin den Einklassendienst einheit- 
lich wiederherzustellen? 

Abgeordneter Wen trifft die Verantwortung dafür, daß im 

Schmidt (Hamburg) Eo'eich der Bundesanstalt für Flugsicherung 
v/cgen Mangels an ausgebildetem Personal 
eine Reihe von kostbaren Radargeräten nur 
zeitweilig besetzt werden kann? 

Abgeordneter Vv^ieviel sogenannte Fast-Zusammenstöße sind 

Schmidt (Hamburg) im Jahre 1958 und im Jahre 1959 im Luftraum 
dor Bundesrepublik den Flugsicherungsbehör- 
bekanntgeworden? 

Abgeordneter b-t der Herr Bundesverkehrsminister der Auf- 

Schmidt (Hamburg) fassung, daß die Zusammenarbeit zwischen 
zivilen und militärischen Flugsicherungsdienst- 
stellen eine optimale Ausschöpfung der be- 
stehenden Möglichkeiten erreicht hat? 


Abgeordneter 

Hübner 


Abgeordneter 

Baier (Mosbadi) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 


Abgeordneter Warum wurden in den Hamburger Postämtern 

Kalbitzer auf Anweisung des Postministers die Adreß- 

bücher, die dort zur öffentlichen Benutzung 
anslagen, entfernt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wohnungsbau 


Abgeordneter Was hat das Bundeswohnungsbauministerium 

Baier (Mosbach) bisher getan, um bei Neubauten und auch bei 

Altbauten die Erstellung von Kinderspiel- 
plätzen zu fördern? 

Hat das Bundeswohniingsbauministerium ge- 
prüft, ob in den Richtlinien für den Einsatz 
von Wohnungsbaumitteln (bei Neubauvor- 
haben und Modernisierung und Instandset- 
zung von Altbauten) entsprechende Auflagen 
vorgenommen und gegebenenfalls zusätzliche 
Mittel hierfür eingestellt werden könnten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft 


Abgeordneter 

Dr. Bechert 


Abgeordneter 

Dr. Bechert 


Warum hat das Bundesministerium für Atom- 
kernenergie und Wasserwirtschaft in den 
Haushaltsvoranschlag für 1960 unter Kap. 
31 02 Tit. 620 (Erläuterung Nr. 8) Mittel in 
Höhe von 1 Million DM eingesetzt, die an die 
Industrie gegeben werden sollen zum Zweck 
der Forschungs- und Entwicklungsarbeiten auf 
dem Gebiet des Haltbarmachens von Lebens- 
mitteln mit Hilfe von ionisierender, also auch 
radioaktiver Strahlung, obwohl dies eindeutig 
in der Verordnung über die Behandlung von 
Lebensmitteln mit Elektronen-, Gamma- und 
Röntgenstrahlen oder ultravioletten Strahlen 
vom 19. Dezember 1959 verboten ist? Warum 
hat das Bundesministerium für Atomkern- 
energie- und Wasserwirtschaft, wenn die Mit- 
tel nur an Forschungsstätten der Wissenschaft 
— nicht der Industrie — gegeben werden 
sollen, wie im Ausschuß für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft gesagt wurde, im Haus- 
haltsvoranschlag die ganz andere Formulie- 
rung verwendet, die Mittel sollten an die 
Industrie gegeben werden? 

Ist in § 1 der Lebensmittelverordnung über 
die Behandlung von Lebensmitteln mit Elek- 
tronen-, Gamma- und Röntgenstrahlen oder 
ultravioletten Strahlen vom 19. Dezember 1959 
mit der Erlaubnis, solche Strahlung auf Le- 
bensmittel zu Kontroll- und Meßzwecken ein- 
wirken zu lassen, die Entwicklung von Ver- 
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fahren gemeint, welche später einmal zur Kon- 
servierung von Lebensmitteln in industriellem 
Maßstab führen sollen, oder — da ja die 
Messung von radioaktiver Verseuchung nicht 
gemeint sein kann, weil sie etwas ganz ande- 
res ist, als das in der Verordnung genannte 
beabsichtigte Einwirkenlassen von Strahlung 
zu Kontroll- und Meßzwecken — welchem 
anderen Zweck soll diese Erlaubnis des § 1 
dienen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für den wirtschaftlichen 

Besitz des Bundes 


Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für eine 

Josten schnelle Klärung der Besitzverhältnisse des 

ehemaligen Truppenübungsplatzes Ahrbrück 
(Rheinland-Pfalz) zu sorgen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die seit Jahren schwebenden unklaren Be- 
sitzverhältnisse viele Rück- bzw. Neusiedler 
verschuldet sind, und welche Hilfe will die 
Bundesregierung den Siedlern zukommen 
lassen 


Bonn, den 11. Februar 1960 
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